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Schließlich danke ich meinem Leitpartner Dr. Ralph Kogge von der Kanzlei 
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tet und dadurch diese Arbeit erst ermöglicht. Meinem Vater Dr. Manfred Allenhöfer 
danke ich außerdem für das Korrekturlesen meiner Dissertation. Meine Schwestern 
Lena, Ina und Hannah sind über jede Distanz hinweg meine wichtigsten Weggefähr-
ten und Kritiker. Möge dies immer so bleiben.
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A. Untersuchungsgegenstand
Gegenstand dieser Arbeit sind Gesellschaftervereinbarungen bei Kapitalgesellschaf-
ten im deutschen und russischen Recht. Untersucht werden Fragen ihrer Zulässigkeit 
in beiden Rechtssystemen, die grundsätzliche Beziehung zu den korporativen Rechts-
verhältnissen der Kapitalgesellschaft sowie die Frage, welche Art von Wechselwir-
kungen zwischen Gesellschaftervereinbarungen und der Gesellschaft bestehen.

I. Terminologie
Die Terminologie bezüglich Gesellschaftervereinbarungen ist vielfältig. So ist in 
den verschiedenen Publikationen von satzungsbegleitenden1, satzungsergänzenden2 
oder satzungsüberlagernden3 (Neben-4) Vereinbarungen oder von Sonderverträgen5 
und Nebenverträgen6 die Rede. Diese Termini werden meist synonym verwendet. 
Im internationalen Gebrauch, auch im russischsprachigen Raum, fi ndet sich häufi g 
der Begriff der „shareholders’ agreements“. Im russischen Recht sind vor allem die 
vom Gesetzgeber verwendeten Termini des „korporativen Vertrags“ („korporativnyj 
dogovor“, Art. 67.2 ZGB RF), der Aktionärsvereinbarung („akcionernoe soglašenie“ 
oder „soglašenie akcionerov“, 32.1 AktG RF) bzw. für die GmbH des „dogovor ob 
osuščestvlenij prav učastnikov“ (wörtlich übersetzt „Vertrag über die Ausübung der 
Mitgliedschaftsrechte“, Art. 8 Abs. 3 GmbHG RF) in Gebrauch. Für die einzelnen in-
haltlichen Untergruppen der Gesellschaftervereinbarung bestehen teilweise eigene 
Bezeichnungen, beispielsweise für den „Beteiligungsvertrag“7, das „Konsortium“8 
oder die „Kooperationsvereinbarung“9.

In der vorliegenden Arbeit wird hauptsächlich der Begriff der „Gesellschafterver-
einbarung“ verwendet, da er die charakteristische Eigenschaft dieses Instituts als ver-
tragliche Vereinbarung zwischen den Gesellschaftern gut zum Ausdruck bringt. Er ist 

1 Dittert, Satzungsbegleitende Aktionärsvereinbarungen (2009), S. 14 f.
2 Baumann/Reiß, Satzungsergänzende Vereinbarungen – Nebenverträge im Gesellschafts-

recht, ZGR 1989, 157 (158).
3 Köhler, Nebenabreden im GmbH- und Aktienrecht (1992).
4 U. a. Ulmer, NJW 1987, 1849; Köhler, Nebenabreden im GmbH- und Aktienrecht (1992).
5 RGZ 107, 67 (70).
6 König, Der satzungsergänzende Nebenvertrag (1996); Berger, Nebenverträge im GmbH-

Recht (1995).
7 Bspw. Wolf, Der Beteiligungsvertrag bei der Aktiengesellschaft (2004); Hergeth/Mingau, 

Beteiligungsverträge bei der GmbH, DStR 2001, 1217.
8 Bspw. BGH NJW 2009, 669; Wertenbruch, Beschlussfassung und Pfl ichtverletzungen im 

Stimmrechtskonsortium, NZG 2009, 645.
9 Vgl. dazu Noack, Gesellschaftervereinbarungen bei Kapitalgesellschaften (1994), S. 6 f.
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sowohl inhaltlich zutreffend als auch allgemein gebräuchlich10 und lässt im Gegensatz 
zu anderen Begriffen (wie „Nebenvertrag“, „Sondervertrag“ oder „satzungsergänzen-
der Vertrag“) die Beziehung zur Satzung, die in dieser Arbeit erst untersucht werden 
soll, offen. Der Terminus der Gesellschaftervereinbarung ist sowohl auf die Verein-
barung zwischen GmbH-Gesellschaftern als auch den Aktionären einer Aktiengesell-
schaft anwendbar. Die Begriffe des korporativen Vertrags und der Nebenabrede wer-
den in dieser Arbeit teilweise synonym dazu verwendet.

II. Defi nition
Inhaltlich versteht man unter dem Begriff der Gesellschaftervereinbarungen rechtlich 
bindende Vereinbarungen zwischen Gesellschaftern einer Personen- oder Kapitalge-
sellschaft, in denen diese sich zur gemeinsamen Verfolgung ihrer Interessen zusam-
menschließen, um ihre Mitgliedschaftsrechte koordiniert auszuüben und durch die 
Bündelung von Interessen ihren Einfl uss auf andere Gesellschafter oder die Gesell-
schaft zu stärken.

1. Im deutschen Recht

Mangels einer gesetzlichen Defi nition bestehen in der deutschen Literatur verschie-
dene Ansätze zur Begriffsbestimmung. So versteht Ulmer unter schuldrechtlichen Ne-
benabreden „nach üblichem Sprachgebrauch solche Vereinbarungen zwischen sämt-
lichen oder einem Teil der GmbH-Gesellschafter, die sich auf die Rechtsverhältnisse 
der GmbH oder ihrer Gesellschafter beziehen, dabei aber nicht in die Satzung selbst 
aufgenommen sind, sondern den Gegenstand einer selbständigen, ihrerseits nicht 
formbedürftigen schuldrechtlichen Vereinbarung zwischen den Beteiligten bilden“.11 
Nach Dittert sind „satzungsbegleitende Aktionärsvereinbarungen […] Verträge des 
Schuldrechts, in denen mindestens zwei Aktionäre und ggf. weitere Personen nicht-
statutarisch solche Fragen regeln, die die Beziehungen der Aktionäre zur Gesellschaft 
bzw. untereinander in Bezug auf die Gesellschaft betreffen“.12 Groß-Bölting defi niert 
schuldrechtliche Nebenabreden als „Vereinbarungen einzelner oder aller Aktionäre, 
die diese bei, nach oder im Vorfeld der Gründung der AG zur Regelung ihrer (auf die 

10 U. a. Noack, Gesellschaftervereinbarungen bei Kapitalgesellschaften (1994); Groß-Böl-
ting, Gesellschaftervereinbarungen in der Aktiengesellschaft (2011); Winter, Organisati-
onsrechtliche Sanktionen bei Verletzung schuldrechtlicher Gesellschaftervereinbarungen?, 
ŽR 1990, 259; auch Ulmer in: Crezelius/Hirte/Vieweg, Festschrift für Volker Röhricht zum 
65. Geburtstag (2005), 633, der das Adjektiv „satzungsergänzend“ voranstellt.

11 Ulmer, Verletzung schuldrechtlicher Nebenabreden als Anfechtungsgrund im GmbH-
Recht?, NJW 1987, 1849.

12 Dittert, Satzungsbegleitende Aktionärsvereinbarungen (2009), S. 37.
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Gesellschaft bezogenen) Rechtsverhältnisse untereinander oder zur Gesellschaft tref-
fen, und die nicht in die Satzung aufgenommen werden“.13

2. Legaldefi nitionen im russischen Recht

Im russischen Recht sind Gesellschaftervereinbarungen in Art. 67.2 Abs. 1 ZGB RF14, 
32.1 Abs. 1 AktG RF15 und Art. 8 Abs. 3 GmbHG RF16 legaldefi niert.

Ungeachtet leichter Unterschiede zwischen den einzelnen Begriffsbestimmungen 
ist die Gesellschaftervereinbarung in allen drei Normen defi niert als ein Vertrag, in 
dem sich die Gesellschafter zu einer bestimmten Ausübung ihrer Rechte aus der Mit-
gliedschaft verpfl ichten. In Art. 32.1 Abs. 1 AktG RF ist die Rede von einem „Ver-
trag über die Ausübung der Rechte aus Aktien und (oder) über die Besonderheiten der 
Ausübung der Rechte auf Aktien“, durch den sich die Aktionäre „verpfl ichten […], 
die Rechte aus Aktien und (oder) die Rechte auf Aktien auf eine bestimmte Art und 
Weise auszuüben und (oder) sich von der Ausübung dieser Rechte zu enthalten“. Auch 
Art. 8 Abs. 3 GmbHG RF defi niert die Gesellschaftervereinbarung fast wortgleich 
als „Vertrag über die Ausübung der Gesellschafterrechte […], in dem sie [die Gesell-
schafter] sich verpfl ichten, ihre Rechte auf eine bestimmte Art und Weise auszuüben 
und (oder) sich von der Ausübung der genannten Rechte zu enthalten“. Die Legaldefi -
nition des korporativen Vertrags in Art. 67.2 Abs. 1 ZGB RF, einer Vorschrift des All-
gemeinen Teils des Zivilgesetzbuches, ist inhaltsgleich mit denen der Aktionärs- und 
Gesellschaftervereinbarung als ein „Vertrag über die Ausübung ihrer korporativen 
(mitgliedschaftlichen) Rechte (korporativer Vertrag) […], in dem sie [die Mitglieder 
einer Wirtschaftsgesellschaft] sich verpfl ichten, diese Rechte auf eine bestimmte Art 
und Weise auszuüben oder sich von der Ausübung dieser Rechte zu enthalten (darauf 
zu verzichten)“.

3. Gemeinsame Tatbestandsvoraussetzungen

Trotz der Unterschiede der obigen Begriffsbestimmungen können drei Kriterien als 
gemeinsame Merkmale der Gesellschaftervereinbarung herausgearbeitet werden: 
der Zusammenschluss von Mitgliedern einer Gesellschaft zur Regelung ihrer gesell-
schaftsrechtlichen und sonstigen wirtschaftlichen Belange (der Inhalt der Gesellschaf-
tervereinbarung), die schuldrechtliche Natur der Gesellschaftervereinbarung (ihre 
Rechtsnatur) und ihre Unterscheidung von der Satzung (das Verhältnis zur korpora-
tiven Ebene). Auf all diese Punkte wird in dieser Arbeit noch näher einzugehen sein.

13 Groß-Bölting, Gesellschaftervereinbarungen in der Aktiengesellschaft (2011), S. 25 mwN.
14 Zivilgesetzbuch der Russischen Föderation.
15 Aktiengesetz der Russischen Föderation. 
16 GmbH-Gesetz der Russischen Föderation.
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a) Inhalt

Der Inhalt von Gesellschaftervereinbarungen besteht grundsätzlich in einer Regelung 
der „Beziehungen der Gesellschafter zur Gesellschaft und untereinander in Bezug auf 
die Gesellschaft“17, konkreter ausgedrückt, in einer Regelung der Art und Weise der 
Ausübung der Rechte, die den Gesellschaftern aus der Mitgliedschaft zustehen. Nach 
diesem weiten inhaltlichen Verständnis von Gesellschaftervereinbarungen kann darin 
alles geregelt werden, was die Mitgliedschaftsrechte der Gesellschafter und deren da-
rüber hinausgehende Beziehungen zur Gesellschaft sowie das Verhältnis der Gesell-
schafter untereinander betrifft.

b) Rechtsnatur

Die Gesellschaftervereinbarung ist nicht als korporatives Rechtsverhältnis, sondern 
als schuldrechtlicher Vertrag der Gesellschafter defi niert.18 Durch eine Gesellschafter-
vereinbarung wird ein Vertrag nach § 311 Abs. 1 BGB bzw. Art. 420 ff. ZGB RF ge-
schlossen. Die mit der vertraglichen Rechtsnatur verbundenen Rechtsfolgen und sons-
tigen Implikationen werden im Folgenden noch eingehend untersucht.

c) Verhältnis zur Satzung 

Als schuldrechtlicher Vertrag der Gesellschafter ist die Gesellschaftervereinbarung 
von der Satzung der Gesellschaft zu unterscheiden. Die Parteien der Gesellschafter-
vereinbarung binden sich darin schuldvertraglich außerhalb der Satzung, auch wenn 
es in der Vereinbarung um die aus der Mitgliedschaft entspringenden Rechte und 
Rechtsverhältnisse geht. Das genaue Verhältnis der Gesellschaftervereinbarung zur 
Satzung ist ein wesentlicher Gegenstand dieser Arbeit.

III. Erscheinungsformen von Gesellschaftervereinbarungen
In der Praxis existiert eine Vielzahl unterschiedlicher Erscheinungsformen von Ge-
sellschaftervereinbarungen. Dabei kann nach dem Inhalt und den beteiligten Parteien 
differenziert werden.

Häufi g vorkommende Inhalte einer Gesellschaftervereinbarung sind Regelungen 
über die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten, Vereinbarungen über die Veräußerung 
von Gesellschaftsanteilen sowie die Regelung der Beziehungen der Gesellschafter zu 
der Gesellschaft.

Typische Regelungsinhalte in Bezug auf die Ausübung von Mitgliedschaftsrechten 
sind Vereinbarungen über das Abstimmungsverhalten der Gesellschafter, Vorschlags- 

17 Dittert, Satzungsbegleitende Aktionärsvereinbarungen (2009), S. 23.
18 So auch RGZ 133, 90 (93).
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und Besetzungsrechte für die Organe der Gesellschaft sowie die Koordinierung von 
Entscheidungen über das unternehmerische Handeln der Gesellschaft nach außen. 
Auch eine von der Satzung abweichende Gewinnverteilung kann vereinbart werden. 
Die Gesellschaftervereinbarung kann sich also sowohl auf Mitbestimmungs- als auch 
Vermögensrechte der Gesellschafter beziehen.19

Zu Vereinbarungen über die Gesellschaftsanteile in einer Gesellschaftervereinba-
rung zählen u. a. Verkaufsverbote, Vorkaufs-, Ankaufs- und Andienungsrechte, Mit-
verkaufsrechte und -pfl ichten (sogenannte „Tag along“- bzw. „Drag along“-Klau-
seln20), sogenannte „Lock-up Agreements“, durch die die Gesellschafter vereinbaren, 
ihre Anteile nicht oder nur unter bestimmten Bedingungen zu veräußern21 oder die 
Vereinbarung von bestimmten Verkaufspreisen für einen eventuellen Verkauf der An-
teile.

Gesellschaftervereinbarungen über die Beziehung der Gesellschafter zu der Ge-
sellschaft ergänzen meist die Regelungen in der Satzung, indem sie beispielsweise 
Konkurrenzverbote und andere Verhaltensregelungen festlegen oder die Finanzierung 
der Gesellschaft regeln.22 Auch Verpfl ichtungen zu Nebenleistungen wie die Gewäh-
rung von Gesellschafterdarlehen stellen typische Inhalte dieser Kategorie dar.23

Nach dem Kriterium der beteiligten Vertragsparteien können beispielsweise Fa-
milien-, Minderheitsgesellschaftervereinbarungen und Vereinbarungen von Co-Inves-
toren unterschieden werden. In Familiengesellschaftervereinbarungen schließen sich 
Verwandte, die an einer Kapitalgesellschaft beteiligt sind, zusammen, um dadurch die 
Interessen der Familie durch die Ausübung vereinter Stimmkraft und ein koordinier-
tes Verhalten zu stärken. Ziel einer solchen Vereinbarung ist es auch oft, die Streu-
ung der Gesellschaftsanteile aufgrund von Verkauf und Vererbung zu kontrollieren, 
um den Einfl uss der Familie auf die Gesellschaft zu erhalten und Überfremdung des 
Gesellschafterkreises zu verhindern. Typische Inhalte einer solchen Familiengesell-
schaftervereinbarung sind daher Beschränkungen der Übertragbarkeit der Anteile, 
insbesondere Vorkaufsrechte der Familiengesellschafter, sowie Stimmbindungsver-
einbarungen.24 

19 Noack, Gesellschaftervereinbarungen bei Kapitalgesellschaften (1994), S. 13.
20 Seibt in: Römermann, Münchener Anwaltshandbuch GmbH-Recht (2009), § 2 Rdnr. 221 ff.
21 Schlitt/Ries in: Goette/Habersack, MüKo AktG, § 33 WpÜG Rdnr. 112.
22 Trölitzsch in: Ziemons/Jäger, BeckOK GmbHG, Systematische Darstellungen zur Gesell-

schaftervereinbarung, Rdnr. 4 mwN; Gores in: Hauschild/Kallrath/Wachter, Notarhand-
buch Gesellschafts- und Unternehmensrecht (2011), S. 888; Noack, Gesellschafterverein-
barungen bei Kapitalgesellschaften (1994), S. 17.

23 Trölitzsch, ebenda, Rdnr. 4.
24 Groß-Bölting, Gesellschaftervereinbarungen in der Aktiengesellschaft (2011), S. 40 f.; 

Mayer, Grenzen von Aktionärsvereinbarungen, MittBayNot 2006, 281, S. 283; Dittert, Sat-
zungsbegleitende Aktionärsvereinbarungen (2009), S. 62; Schüppen/Schaub, Münchener 
Anwaltshandbuch Aktienrecht (2010), § 11 Rdnr. 45.
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Minderheitsgesellschafter schließen eine Gesellschaftervereinbarung häufi g ab, 
um ihre Interessen gegenüber den Mehrheitsgesellschaftern besser durchsetzen zu 
können. Da sie oftmals nur durch eine koordinierte Vorgehensweise die Möglichkeit 
haben, Einfl uss auf die Führung der Gesellschaft nehmen zu können, beispielsweise 
indem sie eine Sperrminorität erlangen, können sie auf diese Weise ihre Position ge-
genüber den Mehrheitsaktionären verbessern.

Eine weitere häufi g vorkommende Form der Gesellschaftervereinbarung sind Ver-
einbarungen von Co-Investoren oder den Partnern eines Joint-Ventures, die neben 
dem Gemeinschaftsunternehmen eine schuldrechtliche Vereinbarung schließen, in 
der die Partner die zukünftige Kooperation detaillierter als im Joint-Venture-Vertrag 
regeln und zusätzliche Verhaltensregeln vereinbaren.25 Venture-Capital- oder Private-
Equity-Investoren schließen oft mit den Gründern der Zielgesellschaft Beteiligungs-
verträge, in denen Zusatzvereinbarungen, z. B. zur Sicherung des Einfl usses der Ka-
pitalgeber oder über den Ausstieg der Kapitalgeber, geschlossen werden.26 Häufi g 
enthalten diese Vereinbarungen auch Klauseln über die Besetzung der Gesellschafts-
organe und deren Beschlussfassung, insbesondere Stimmbindungsklauseln.27

IV. Gegenstand der vorliegenden Arbeit
Anlass für die rechtsvergleichende Untersuchung von Gesellschaftervereinbarungen 
ist deren vor wenigen Jahren erfolgte gesetzliche Regelung im russischen Recht und 
die Tatsache, dass trotz (teilweise auch wegen) dieser gesetzgeberischen Maßnahmen 
und der nicht geringen Zeit, die seit den Reformen verstrichen ist, die Rechtslage im 
russischen Recht unklar ist. Dabei beschränkt sich diese Arbeit auf Vereinbarungen 
von Gesellschaftern von Kapitalgesellschaften. Diese stellen den in der Praxis häu-
fi gsten Fall dar, da aufgrund der personalistischen Struktur von Personengesellschaft, 
die in der Regel auf persönlicher Kenntnis und Zusammenarbeit der Gesellschafter 
beruht28, und den fl exibleren Gestaltungsmöglichkeiten in der Satzung weniger Be-
darf für eine zusätzliche vertragliche Regelung in einer Gesellschaftervereinbarung 
besteht. Dies gilt sowohl für das deutsche als auch für das russische Recht. 

25 Dittert, Satzungsbegleitende Aktionärsvereinbarungen (2009), S. 74 f.; Groß-Bölting, 
ebenda, S. 41; Schüppen/Schaub, Münchener Anwaltshandbuch Aktienrecht (2010), § 11, 
Rdnr. 47.

26 Schüppen/Schaub, Münchener Anwaltshandbuch Aktienrecht (2010), § 11, Rdnr. 48 ff.; 
Dittert, Satzungsbegleitende Aktionärsvereinbarungen (2009), S. 75 f.; Mayer, Grenzen 
von Aktionärsvereinbarungen, MittBayNot 2006, 281, S. 283 f.; Weitnauer, Handbuch 
Venture Capital (2011), S. 328 ff. 

27 Kostyrko, Akcionernoe soglašenie: problemy i perspektivy, Zakon 2007, 143, S. 143 ff.
28 Vgl. Michalski, GmbHG, Systematische Darstellung 1 Rdnr. 7; Liebscher in: Fleischer/

Goette, MüKo GmbHG, § 45 Rdnr. 18 f.
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